
Mehr als 1.000 Menschen 
haben sich am Samstag 
im niedersächsischen Bad 

Nenndorf knapp 200 Neonazis entge-
gengestellt, die das zehnte Jahr in Fol-
ge zum örtlichen Winckler-Bad zogen. 
Verhindern ließ sich die Demonstration 
der Rechtsextremisten zwar nicht, aber 
ihren sogenannten Trauermarsch mö-
gen sie als Spießrutenlauf empfunden 
haben.

Im Bad Nenndorfer Winckler-Bad be-
fand sich von 1945 bis 1947 ein britisches 
Verhörzentrum und Militärgefängnis 
für mutmaßliche NS-Kriegsverbrecher. 
Es kam in der Einrichtung auch zu 
Misshandlungen, nach Bekanntwerden 
der Vorgänge entschuldigte sich Groß-
britannien dafür. Nach der Auflösung 
der Grabstätte des Hitler-Stellvertreters 
Rudolf Heß im oberfränkischen Wun-
siedel im Juli 2011 gilt Bad Nenndorf als 
einer der letzten rechten Wallfahrtsorte. 
Zunächst hatten die »Trauermärsche« 
großen Zulauf. 2010 kamen mehr als 
900 Neonazis nach Bad Nenndorf, 2013 
waren es 300, im vergangenen Jahr 200 
und in diesem rund 180.

Der größte Teil von ihnen musste 
am Samstag vom sieben Kilometer ent-
fernten Haste zu Fuß in die Kurstadt 
laufen, weil rund 300 antifaschistische 
Gegendemonstranten im Bad Nenndor-
fer Bahnhof am Vormittag für fast zwei 
Stunden einen Zug blockierten und da-
mit den Bahnverkehr lahmlegten. Bei 
der Räumung des Bahnsteigs kam es zu 
Rangeleien mit Polizisten, zwei Beam-
te sollen verletzt worden sein. Demon-
stranten beklagten ihrerseits ein hartes 
Vorgehen der Polizei.

Zuvor waren 700 Menschen bei ei-
ner vom DGB und dem Bürgerbündnis 
»Bad Nenndorf ist bunt« organisier-

ten Demonstration durch die Stadt ge-
zogen. Unter den Teilnehmern waren 
auch Niedersachsens Umweltminister 
Stefan Wenzel (Grüne) und Sozialmini-
sterin Cornelia Rundt (SPD). »Wir dür-
fen nicht wegsehen, sondern müssen 
dem braunen Sumpf entgegentreten«, 
forderte Rundt. Gleichzeitig lobte sie 
den »langen Atem« der Bad Nenndor-
fer Neonazigegner, die bereits seit 2006 
Proteste   organisiert und mit verschie-
denen Aktionen Nadelstiche gegen die 
Rechten gesetzt hätten.

Marina Jalowaja von der Jüdischen 
Gemeinde warnte davor, die Rechtsex-
tremisten zu verharmlosen. »Wir müs-

sen aufpassen, denn die Nazis gießen 
alte Ideologien in neue Formen, wenn 
sie sich über Deutschlandfeindlichkeit 
beschweren oder in angeblichen Frie-
densbewegungen aktiv sind«, sagte sie. 
Der Staat habe das Machtmonopol und 
müsse es auch ausüben, »um die Nazis 
dort hinzubringen, wo sie hingehören – 
in den Knast«.

Die Bahnhofstraße – Aufmarschrou-
te der Rechten – hatten etliche Bad 
Nenndorfer schon am Vortag mit Pro-
testplakaten, Aufklebern gegen rechts 
und bunten Schals geschmückt. In meh-
reren Häusern hatten Bewohner Partys 
organisiert, laute Schlagermusik und 

ein Konfettiregen begleiteten den von 
einem großen Polizeiaufgebot abge-
schirmten »Trauermarsch«.

Besonderer Clou war dieses Mal eine 
Spendenaktion zugunsten der Neonazi-
Aussteigeraktion »Exit«: Für jede Mi-
nute, die sich die Rechtsextremisten in 
der Stadt aufhielten, wollten Bürger ei-
nen bestimmten Betrag spenden. Über 
rund 2.400 Euro konnte sich »Exit« 
schließlich freuen. Die Organisation 
will das Geld zum Aufbau eines bun-
desweiten Netzes von Tattoo-Studios 
nutzen. Aussteiger können dort ihre Tä-
towierungen mit rechtsextremistischen 
Inhalten entfernen lassen. Reimar Paul

Schnöggersburg gehört uns«: 
Transparente mit diesem und 
ähnlichen Slogans zierten am 

Sonnabend die gleichnamige Kriegs-
übungsstadt in der Colbitz-Letzlinger 
Heide. Diese wird derzeit nach westli-
chem Modell auf dem Truppenübungs-
platz Altmark des Gefechtsübungszen-
trums Heer im Norden Sachsen-An-
halts gebaut. Einigen Kriegsgegnern 
gelang es im Rahmen eines Aktionsta-
ges unter dem Motto »War starts here« 
(Der Krieg beginnt hier), das Gelände 
kurzzeitig zu besetzen. Eine Gruppe 
wurde von zwei Reportern des MDR be-
gleitet. Dass deren Bilddokumente an 
die Öffentlichkeit gelangen, wollte man 
verhindern. Auf dem Rückweg stellten 
Soldaten die elf Aktivisten und zwei 
Journalisten, geleiteten sie vom Mili-
tärareal und übergaben sie der Polizei. 
Die Beamten nahmen nicht nur die Per-
sonalien der Antimilitaristen auf. Sie 
beschlagnahmten auch vorgefundenes 
Fotomaterial der Medienvertreter. Der 
MDR erwähnte dies kurz in einem Be-
richt vom Samstag abend.

»Das ist ein weiterer Angriff auf die 
Pressefreiheit«, kritisierte Malte Fröh-
lich von der Bürgerinitiative »Offene 
Heide«, die sich für eine zivile Nut-
zung des Naturschutzgebietes in der 
Altmark einsetzt. Wie er junge Welt be-
richtete, wollten die Reporter zunächst 

nicht auf die Forderung der Beamten 
eingehen, die Datenträger abzugeben. 
»Dann drohte die Polizei damit, an-
dernfalls künftig nicht mehr mit dem 
MDR zusammenzuarbeiten«, so Fröh-
lich. Schließlich hätten die Journalisten 
eingelenkt. Thomas Poloczek, Spre-
cher des Landeskommandos Sachsen-
Anhalt, wies die Verantwortung gegen-
über dem Rundfunksender von sich. 
»Schnöggersburg« befinde sich zwar 
auf dem Truppenübungsplatz und wer-

de im Auftrag des Bundes errichtet. So-
lange das Gebiet Baustelle sei, gehöre 
es allerdings dem Land Sachsen-Anhalt 
und nicht der Bundeswehr. »Da gelten 
andere Richtlinien«, so Poloczek.

Helmut Adolf, Sprecher der Initiati-
ve und des zeitgleich in der Heide statt-
findenden »War starts here«-Camps, 

bestätigte den Vorfall. Von der »voll-
kommen unbewachten« 6,5 Quadratki-
lometer großen Übungsstadt zeigte er 
sich »beeindruckt«. »Schon von wei-
tem leuchteten uns Straßenlampen ent-
gegen«, sagte Adolf. Die Häuser seien 
beheizt gewesen, »und das mitten im 
Sommer«. Die Bundeswehr habe dies 
auf Nachfrage der Aktivisten damit 
begründet, dass unbewohnte Gebäu-
de ansonsten feucht würden. Während 
die Politik anderswo spare, rügte der 

Aktivist, werde immer mehr Geld in 
die Kriegsvorbereitung gesteckt. »Die 
Konfrontation mit dem aufrüstenden 
Militär nimmt zu.«

Die Kosten für »Schnöggersburg« 
bezifferte die Bundeswehr Anfang 2015 
mit knapp 150 Millionen Euro. Zur Gei-
stermetropole gehören ein Umspann-

werk und Kanalisation. Eine U-Bahn 
soll demnächst fertiggestellt werden. 
Brücken führen über den künstlichen 
Fluss »Eiser«. Neben 520 »Wohnhäu-
sern« werden in das Trainingsgelände 
zudem ein Flugplatz, ein Stadion, Kul-
tur-, Industrie- und Elendsviertel inte-
griert. Ab 2017 sollen dort bis zu 1.500 
Mann starke Einheiten für Einsätze in 
Großstädten proben. Dort werde ver-
mutlich auch die Niederschlagung 
sozialer Unruhen geübt, warnten die 
Antimilitaristen auf drei Mahnwachen 
rund um das GÜZ. Von der Baustel-
leneinfahrt zu »Schnöggersburg« mel-
deten die Organisatoren einen weite-
ren »Disput« mit der Polizei. Sie habe 
»zur Verhinderung einer Straftat« ein 
Transparent mit der Aufschrift »Sol-
daten sind Mörder« beschlagnahmt. 
»Vorbeifahrenden Soldaten« sei dieses 
Zitat von Kurt Tucholsky womöglich 
unbekannt, hätten die Beamten dies be-
gründet. So könnten sich die Militärs 
»beleidigt fühlen«. In Letzlingen, wo 
sich das GÜZ-Kommando befindet, ha-
be eine 15köpfige Neonazigruppe eine 
Mahnwache angegriffen. Ein Friedens-
aktivist sei dabei geschlagen worden. 
Die Rechten seien Besucher eines Fe-
stes gewesen, das der Ort als Zeichen 
für seine Zusammenarbeit mit der Bun-
deswehr organisiert hatte.
n www.war-starts-here-camp-2015.org

Scharfe Polizeimaßnahmen: Im niedersächsischen Bad Nenndorf gingen Reiterstaffeln gegen Hunderte Neonazigegner 
vor, die erfolgreich den Bahnhof blockiert hatten. Die Blockaden wurden mit Gewalt aufgelöst 
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Neonazis mussten lange laufen
Mehr als 1.000 Menschen protestierten gegen Marsch von Rechtsextremisten in Bad Nenndorf
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Polizei schießt auf 
 Asylbewerber
Bonn. Bei einem Polizeieinsatz 
in einem Flüchtlingsheim in 
Bonn ist ein junger Mann am 
Samstagabend schwer verletzt 
worden. Wie die Polizei in Bonn 
der AFP sagte, ging dem Einsatz 
ein Streit des 23jährigen mit ei-
nem Mitbewohner voraus. Dabei 
habe der aus Guinea stammende 
Mann sein 27jähriges Gegenüber 
mit einem Messer verletzt. Der 
Täter verschanzte sich im Ober-
geschoss des Heims. Als er mit 
zwei Messern bewaffnet aus dem 
Gebäude sprang, schossen die 
Beamten.  (AFP/jW)

Elf erschossene  
Löwen eingeführt
Berlin. Die nach dem Tod des 
Löwen Cecil in Simbabwe in die 
Kritik geratene Großwildjagd 
hat auch in Deutschland Anhän-
ger. Deutsche Trophäenjäger hät-
ten im vergangenen Jahr elf tote 
Löwen eingeführt, berichtete die 
Welt am Sonntag unter Berufung 
auf Daten des Bundesamtes für 
Naturschutz (BfN). Unter den 
Jagdtrophäen seien zudem 43 
Schwarzbären, 36 Leoparden 
sowie sieben Elefanten und ein 
Eisbär gewesen.  (dpa/jW)

Massenschlägerei im 
Flüchtlingsheim
Suhl. Bei einer Schlägerei unter 
Asylbewerbern mit bis zu 80 
Beteiligten sind in der offenbar 
überfüllten Landesaufnahme-
stelle im thüringischen Suhl 
acht Menschen verletzt worden. 
»Es sind richtig die Fäuste 
geflogen», sagte ein Sprecher 
der Landespolizeidirektion am 
Samstagabend. Die Beamten 
nahmen sieben Tatbeteiligte in 
Gewahrsam.  (dpa/jW)

»Soldaten sind Mörder« 
Sachsen-Anhalt: Friedensaktivisten besetzten Truppenübungsplatz in der Altmark. Die 
Polizei beschlagnahmte Fotomaterial von Journalisten und ein Transparent. Von Susan Bonath

Zitat des Tages

Nicht jede Meldung 
im Sommerloch ist es 
wert, kommentiert zu 

werden.

Stellungnahme der CDU-Zen-
trale laut dpa zu einem Bericht 

des Spiegel, Angela Merkel stre-
be eine vierte Amtszeit an
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Wir brauchen Ihre Hilfe. 
Im Rahmen der Krimiaboaktion haben wir 
Abospenden zu vergeben.

Kennen Sie Bibliotheken, 
soziale Zentren, Jugendklubs o. ä. 
in denen die junge Welt fehlt? 
Dann teilen Sie dies unserem Aboteam mit: 
abo@jungewelt.de

Lese-
Tatorte

gesucht!

Oder werden Sie Abopatin/Abopate und  spenden selbst ein Abo an einen Leserort Ihrer Wahl: www.jungewelt.de/aktionsabo

Die Kosten für »Schnöggers-
burg« bezifferte die Bundeswehr 
Anfang 2015 mit knapp 
150 Millionen Euro. Zur 
Geistermetropole gehören ein 
Umspannwerk und Kanalisation.


